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Sefeh-Sammtung 


für die 


0 r. 7038.) Geſetz, betreffend die Gewährung einer Staatsunterſtützung an die Thüringiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft für den Bau einer Eiſenbahn von Leinefelde nach 
Gotha. Vom 2. März 1868. 3 5 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


ronen, mit Bezug auf das Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zins⸗ 
antie für das Anlagekapital einer Eiſenbahn von Leinefelde über Mühlhauſen 
id Langenſalza bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Gotha, vom 14. Juli 
866., unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Beihülfe bis zum Betrage von 132,000 Thalern zu gewähren. a 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
öniglichen Inſiegel. ; 
Gegeben Berlin, den 2. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ipenplik. 
v. Mühler.“ v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


ang 1868. (Nr. 70387039.) 39 „„ 7039. | 


geben zu Berlin den 4. April 1868. 


(Nr. 7039.) Geſet ? betreffend die Bewilligung einer bedingten Zinsgarantie für das A 
lagekapital einer Eiſenbahn von Poſen nach Thorn und Bromberg. Vo 
11. März 1868. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen . 


verordnen, unter Zustimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: a Br 
§. I. 


| Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird Behufs Uebernahme des 
Baues und des Betriebes einer Eiſenbahn von Poſen nach Thorn mit einer 
Zweigbahn nach Bromberg die Garantie des Staates für einen jährlichen Rein⸗ 
ertrag von vier Prozent des in dieſem Unternehmen anzulegenden Kapitals bis 
zur Höhe von dreizehn Millionen Thaler nach Maaßgabe des beigedruckten, 
unter dem 30. November 1867. vereinbarten Vertragsentwurfes hiermik inſoweit 
bewilligt, als der dem Staate ſtatutmäßig zuſtehende dritte Theil des Reinertrages 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn über fünf Prozent des Aktienkapitals und die über 
drei und einhalb Prozent Zinſen aufkommende Dividende des Staatsantheils an 
den Stammaktien Littr. B. der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie der 
für die Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn gebildete Garantiefonds zur Leiſtun 
der erforderlichen Zuſchüſſe hinreichen und nicht durch die in den Geſetzen vo 
20. Februar 1854. (Gefeß -Samml. S. 94.) und vom 13. Mai 1857. (Geſe 
Samml. S. 437.) für das Anlagekapital der Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Eiſe 
bahn bewilligte Zinsgarantie, welche der in dem gegenwärtigen Geſetze bewilligt 
Garantie vorgeht, in Anſpruch genommen werden. 


88 ; 

Die Zinsgarantie des Staates hört auf, fobald die Bahnſtrecke der pro⸗ 
jektirten Thorn⸗Inſterburger Eiſenbahn von Thorn bis zum Anſchluſſe an d 
Oſtpreußiſche Südbahn zehn Jahre hindurch im Betriebe geweſen ſein wird. 


$. 3. i 

Anſer Finanzminiſter und Anſer Miniſter für Handel, Gewerbe und 

öffentliche Arbeiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 9 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 5 5 

Gegeben Berlin, den 11. März 1868. | 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpli 
f v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 


Vertrag 


über 


je Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Eiſenbahn von 
Poſen nach Thorn nebſt einer Abzweigung nach Bromberg. 


A3 dwiſchen dem Regierungs⸗Aſſeſſor Urſinus, als Kommiſſarius des Miniſters 
5 Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, einerſeits, und dem Geheimen 
egierungsrath Lentze, als Vorſitzenden der Direktion, ſowie dem Kommerzienrath 
Franck und dem Banquier Fromberg, als Mitgliedern des Verwaltungsrathes der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der 
landesherrlichen, ſowie der Genehmigung der Generalverſammlung der Aktionaire 

er Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag verabredet worden. 


GE 
Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, die Erbauung und 
etrieb einer Eiſenbahn von Poſen über Gneſen und Inowraclaw nach 
horn mit einer Zweigbahn von einem noch zu beſtimmenden, aber nicht ſüdlicher 
Pakosz belegenen Punkte nach Bromberg als einen integrirenden Theil des 
erſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens unter den nachſtehenden näheren Beſtim⸗ 
en zu übernehmen. a 


8 §. 2. 

Die Beſtimmung der Richtungslinie der Eiſenbahn, ſowie des Abzwei⸗ 

gspunktes der Zweigbahn nach Bromberg bleibt dem Königlichen Miniſterium 

Handel ꝛc. vorbehalten. Der Genehmigung und Feſtſtellung deſſelben unter⸗ 

en auch die ſpeziellen Bauprojekte und Anſchläge. Etwaige Abweichungen 
on den feſtgeſtellten Projekten und Anſchlägen ſind nur unter beſonderer Ge⸗ 
ehmigung des vorbezeichneten Miniſteriums zuläſſig. 8 


| N. 
Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, mit der Aufſtellung 


ſpeziellen Bauprojekte und Anſchläge ſofort nach Ertheilung der landesherr⸗ nn 


ichen Konzeſſion vorzugehen, mit dem Bau der Bahn fogleich nach Genehmigung 
Feſtſtellung der Projekte und Anſchläge durch die Königliche Staatsregierung 
innen und die Bahn in vier Jahren nach Ertheilung der landesherrlichen 


er 


%) 


beg 
'onzeſſion betriebsfähig herzuſtellen und dem Betriebe zu übergeben. 
703900 i Serie 


x 


Die Königliche Staatsregierung wird dahin wirken, daß der Geſellſchaf 
der zur Erbauung der Bahn nach Maaßgabe der von dem Königlichen Mint. 
ſterium für Handel de. feſtgeſtellten Bauprojekte und Anſchläge erforderlich 
Grund und Boden von Seiten der betheiligten Korporationen unentgeltlich üb 
wieſen wird. f 
| 8 


Das zum Bau und zur vollſtändigen Ausrüſtung der Poſen⸗Thorn 
Bromberger Bahnſtrecke, zum entſprechenden Ausbau der Anſchlußbahnhöfe i 
Poſen, Thorn und Bromberg, ſowie zur Anſchaffung der erforderlichen Trans 
portmittel nöthige Kapital wird — einſchließlich des zur Verzinſung deſſelben 
während der Bauzeit erforderlichen Betrages und der etwaigen Kursverluſte — 
auf 13 — mit Buchſtaben dreizehn — Millionen Thaler angenommen un 
durch Ausgabe von vier und einhalbprozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Ober 

ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſchafft. 


§. 6. . 
Sobald die Baurechnung der Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Eiſenbahn abge 
ſchloſſen iſt, wird das Kapital, welches ſich ; = 
a) für den Bau der Bahn nebſt allem Zubehör, 5 8 

b) für die Anſchaffung der Transportmittel, 

e) für die Beſtreitung der Generalkoſten, welche, ſoweit ſie ſich nicht abg 
ſondert verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laffı 

mit einhalb Prozent der Ausgaben zu a. und b. der Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft zu vergüten ſind, 5 i = 
d) für den Kursverluſt bei Ausgabe der Prioritäts⸗Obligationen, 5 

e) für die Verzinſung der Prioritäts⸗Obligationen während der Bauzeit 

das heißt bis zu dem auf die Betriebseröffnung der Poſen⸗Thorn⸗Brom 

berger Eiſenbahn folgenden 1. Januar, 5 

als nothwendig ergeben Di unter Zuziehung eines Kommiſſarius des Königliche 
Miniſteriums für Handel ꝛc. definitiv feſtgeſtellt. 2 


8 
Der Reinertrag der Poſen-Thorn-Bromberger Eiſenbahn wird dergeſtalt 
berechnet, daß von der geſammten Jahreseinnahme derſelben 5 


a) die verausgabten Verwaltungs-, Transport- und Unterhaltungskoſten na 
Maaßgabe der Beſtimmungen des $. 8. dieſes Vertrages, 


b) die zu dem Reſerve- und dem Erneuerungsfonds fließenden Beträge 
($: 9. dieſes Vertrages) 23 


abgezogen werden. 


3 


| Zur Vereinfachung der Betriebsrechnung wird feftgeftellt, daß die Poſen⸗ 


Thorn⸗Bromberger Eifenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben des Oberſchle⸗ 


ſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens — das heißt an den Koſten der allgemeinen 
Verwaltung, der Bahnverwaltung und der Transportverwaltung — in derſelben 
eiſe partizipirt, wie dies bezüglich der Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn im 
rhältniß zu der Oberſchleſiſchen Eiſenhahn feſtgeſtellt iſt. Die in dieſem Ver⸗ 
ltniß feſtgeſtellten Grundſätze über die Vergütung für die wechſelſeitige Benutzung 
der Transportmittel gelten auch für die Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Eiſenbahn in 
ihrem Verhältniß zu der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


§. 9. 


Ein Reſerve- und ein Erneuerungsfonds der Poſen-Thorn⸗Bromberger 


Eiſenbahn ſind zu bilden. Für die Rücklagen in dieſelben ſind die für den 


Reſerve⸗ und den Erneuerungsfonds des übrigen Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unter⸗ 


nehmens geltenden Beſtimmungen maaßgebend. 


$. 10. 55 


Für den Fall, daß der Reinertrag der Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Eiſen⸗ 
bahn nicht hinreichen follte, um das Anlagekapital mit vier und einhalb vom 


ndert zu verzinſen, leiſtet zunächſt und vor dem Staate die Oberſchleſiſche 2 


nbahngeſellſchaft einen Zuſchuß von einem halben Prozent. 


Wird auch hierdurch die Verzinſung mit vier und einem halben Prozent 


cht vollſtändig erreicht, ſo iſt der Staat verpflichtet, den hierzu erforderlichen 
ſchuß für das aufgewendete Anlagekapital bis zu dem Maß mlbee 595 15 


mit Buchſtaben dreizehn — Millionen Thaler aus dem ihm nach $. 9. des 


zweiten Nachtrages zum Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehen⸗ i 
den dritten Theile von dem Ueberſchuſſe über fünf Prozent des Aktienkapitals 


der ſogenannten Superdividende) und aus dem ihm nach demſelben Paragraphen 


rückſichtlich feines Antheiles an den Stammaktien Littr. B. der Oberſchleſiſchen 


ſenbahngeſellſchaft zuſtehenden Gewinne über 33 Prozent dieſer Aktien (der 
eigentlichen Dividende), eventuell aus dem Garantiefonds (F. 11. dieſes Vertrages) 

r das Anlagekapital der Breslau-Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn in den Geſetzen 
vom 20. Februar 1854. (Geſetz-Samml. ©. 9 


abredeten Zinsgarantie vorgeht, in Anſpruch genommen werden. 


Die Zinsgarantie des Staates hört auf, ſobald die Bahnſtrecke der pro⸗ f 
jektirten Thorn⸗Inſterburger Eiſenbahn von Thorn bis zum Anſchlueß an die 


Oſtpreußiſche Südbahn zehn Jahre hindurch im Betrieb geweſen 1 wird. 
Nach Beendigung dieſer Ainsnaranki liegt die Verzinſung der Wrioritäte: 


bligationen mit 44 Prozent ſelbſtverſtändlich der Oberſchleſiſchen Eifenbahngef 
aft allein ob. | RL 
De 


4.) und vom 13. Mai 1857. 
(GeſetzSamml. S. 437.) bewilligt worden iſt und der in dieſem Vertrage ver⸗ 


fü leiſten, ſoweit dieſe Beträge reichen und nicht durch die Zinsgarantie, welche 


| Ä Be 

Zur Sicherung für die Deckung etwaiger Zinsausfälle iſt der Staat ver 

pflichtet, den in Gemäßheit des §. 9. des unter dem 20. Auguſt 1853. Allerhöchſt 
beſtätigten Vertrages vom 28. Juli deſſelben Jahres, der Geſetze vom 20. Februar 


1854. und 13. Mai 1857. und des unter dem 27. Dezember 1858. Allerhöchſt 
beſtätigten dreizehnten Nachtrages zu dem Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, bis zur ons von 1/4000 00 Thalern angeſammelten, reſp. anzu⸗ 
ſammelnden Garantiefonds nach Vorſchrift der allegirten Beſtimmungen auf bir 
Dauer der im F. 10. diefes Vertrages übernommenen Garantie zu erhalten. 


$. 12. 8 
Zur Amortiſation des Anlagekapitals werden jährlich verwendet: 


a) der Reinertrag ($. 7.) über 43 Prozent des Anlagekapitals bis zur Höhe 
eines halben Prozente des letzteren, 


p) die Zinſen der amortiſirten Prioritäts⸗Obligationen. 


8. 13. 


Rückſichtlich des Poſtdienſtes und der Anlage elektromagnetiſcher Telegra 
phen und deren Benutzung, ſowie in Betreff der bee e der Bahn für 
militairiſche Zwecke finden auf die Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Eiſenbahn die für 
das Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Unternehmen geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


5 F. 14. 


Die Beſtimmungen der Allerhöchſten Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Arkunden 
vom 24. März und 2. Auguſt 1841., des unter dem 26. Februar 1842. Aller⸗ 
höchſt beſtätigten Statuts der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, des unter dem 
11. Auguſt 1843. Allerhöchſt beſtätigten zweiten Nachtrages, ſowie aller übrigen 
Nachträge zu dieſem Statute, ingleichen des durch den Allerhöchſten Erlaß vom 
13. Oktober 1856. genehmigten Vertrages zwiſchen der Staatsregierung und der 
Obbeerſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 17. September 1856. gelten auch für 


a das Unternehmen des Baues und des Betriebes der Poſen-Thorn-Bromberger 


Eiſenbahn. 
Berlin, den 30. November 1867. 
| Urfinus, 
Regierungs-⸗Aſſeſſor. 
Lentze, 8 Franck, Fromberg.“ 
Geheimer Regierungsrath. Königlicher Kommerzienrath. 


Gr. 7040 


7040) Beftätigungs-Arkunde, betreffend einen Rachteng zu den Statuten der Rheini⸗ 
ſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 23. März 1868. i a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


Nachdem von Seiten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit Rückſicht 

auf den mit der genannten Geſellſchaft, Behufs Uebernahme des Baues und 

Betriebes einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call, unter dem 

12/14. November 1867. abgeſchloſſenen Vertrag eine entſprechende Abänderung 
ihrer Statuten, ſowie der zu denſelben bisher erlaſſenen Nachträge beſchloſſen, 

und in Folge deſſen der anliegende Statutnachtrag aufgeſtellt worden iſt, wollen 

Wir dem letzteren die erbetene landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 

ö Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗ 

Sammlung zu veröffentlichen. N 

Alrrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. | 

| Gegeben Berlin, den 23. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 


zu 


den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


8 Die Beſtimmungen des unter dem 18. 1 1867. Allerhöchſt beſtätigten 

Nachtrages zu den Statuten der Rheiniſchen Eiſen ahngeſellſchaft, betreffend den 

Bau der Zweigbahn Call⸗Trier, werden nach Maaßgabe des zwiſchen der König 

lichen Staatsregierung einerſeits und der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft anderer- 
{8 unterm 12./14. November 1867. abgeſchloſſenen Vertrages hierdurch wie 

folgt deklarirt und ergänzt. : 

8 8 


Soweit die Grunderwerbskoſten für die Eifelbahn durch die Bewilligung 
der Intereſſenten, Gemeinden und Kreiſe, ſowie durch die von der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft aus eigenen Fonds zugeſicherte Beihülfe don 74,127 Rthlr. 
15 Sgr. nicht gedeckt werden, iſt die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Abänderung 
des $. 4. des Vertrages vom 10. April 1866. berechtigt und verpflichtet, die 
sthigen Mehrausgaben auf Rechnung des Baufonds zu übernehmen. Dem 
Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird die Befugniß 
behalten, das ganze Grunderwerbsgeſchäft für das Unternehmen ganz the 
(Nr. 7040.) lheil⸗ 


Der F. 7. des Vertrages vom 10. April 1866. wird dahin abgeändert, 
daß die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft im Einvernehmen mit der Staatsregierung 
die für den Bau der Call⸗Trierer Bahn kreirten Aktien Littr. B. auch unte 
dem Parikurſe emittiren wird, ſofern die Lage des Geldmarktes dieſes geboten 
erſcheinen laſſen ſollte. Ex s 
> $. 3. 


Dem im $. 10. des Vertrages vom 10. April 1866. auf 11 Millionen Thaler 
feſtgeſetzten Baukapitale wachſen diejenigen Ausgaben für den Grunderwerb zu, 
welche nicht durch die Leiſtungen der Intereſſenten, Gemeinden und Kreiſe, reſp. 
nicht durch den von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Zuſchuß 
von 74,127 Rthlr. 15 Sgr. gedeckt werden (F. 1. dieſes Nachtrages), in gleicher 
Weiſe der Betrag der Kursverluſte, welche bei der Ausgabe der Aktien Littr. B. 

ſich ergeben werden. Soweit durch dieſe Mehrausgaben für den Grunderwerb 
und die Kursverluſte eine Ueberſchreitung des urſprünglich in Ausſicht genomme⸗ 
nen Anlagekapitals von 11 Millionen Thaler herbeigeführt wird, ſoll dieſer 
Mehrbedarf in gleicher Weiſe wie das urſprüngliche Anlagekapital von 11 Millio⸗ 
nen Thaler durch vom Staate garantirte Aktien Littr. B. beſchafft werden. 


8 a $. 4. 
Die Einzahlungstermine der zu emittirenden Aktien B., ſowie die näheren 
Bedingungen der Emiſſion werden von der Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft beſtimmt. : 
3 In den Emiſſionsbedingungen kann die Direktion beſtimmen, daß die 
urſprünglichen Zeichner von der ferneren Verhaftung befreit fein ſollen, nachdem 
40 Prozent des Nominalkapitals eingezahlt ſein werden. Bis auf Höhe von 
40 Prozent werden alle Einzahlungen als für Rechnung der urſprünglichen Aktien 
zeichner geſchehen erachtet. 5 we 
15 Eh 5 $. 5. 1 N 


Bezüglich des Verfallens der auf Aktien Littr. B. eingezahlten Beträge 
bei Verſäumniß der nach F. 4. dieſes Statutnachtrages von der Direktion feſt⸗ 
8 11 1 Einzahlungstermine, ſowie der in Folge deſſen etwa erfolgenden Zu⸗ 

aſſung neuer Aktienzeichnungen ſind die Beſtimmungen des $. 16. der Statuten 


der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft maaßgebend. 


Reetdigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
a a (R. v. Decker). i 2 


